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MANDANTENINFORMATION APRIL 2015 
 

Termine Mai 2015 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungs-

beiträge fällig werden: 
Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 

  Überweisung1 Scheck2 

Lohnsteuer, Kirchen-

steuer, Solidaritätszu-

schlag3 

11.5.2015 15.5.2015 8.5.2015 

Kapitalertragsteuer, 

Solidaritätszuschlag 

Ab dem 1.1.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidari-

tätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseig-

ner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Umsatzsteuer4 11.5.2015 15.5.2015 8.5.2015 

Gewerbesteuer 15.5.2015 18.5.2015 12.5.2015 

Grundsteuer 15.5.2015 18.5.2015 12.5.2015 

Sozialversicherung5 27.5.2015 entfällt entfällt 
 

1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-

raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-

tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschlä-

ge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag 

der Fälligkeit erfolgt. 
2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 

erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 
3 Für den abgelaufenen Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat,bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfrist-

verlängerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 

Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-

kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitsta-

ge vor Fälligkeit (d. h. am 25.5.2015) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der 

Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Ge-

haltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn 

die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 

 

Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen 

Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner durch 

eine Mahnung in Verzug setzen. Der Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhebung sowie 

der Mahnbescheid. 

 

Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn 

 für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist, 

 die Leistung an ein vorausgehendes Ereignis anknüpft, 

 der Schuldner die Leistung verweigert, 

 besondere Gründe den sofortigen Eintritt des Verzugs rechtfertigen. 

 

Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang einer 

Rechnung ein; dies gilt gegenüber einem Schuldner, der Verbraucher ist, allerdings nur, wenn 
hierauf in der Rechnung besonders hingewiesen wurde. 
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Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger den Zugang der Rechnung (nötigenfalls auch den 

darauf enthaltenen Verbraucherhinweis) bzw. den Zugang der Mahnung beweisen. 

 

Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für das 

Jahr fünf Prozentpunkte bzw. für Rechtsgeschäfte, an denen Verbraucher nicht beteiligt sind, 

acht Prozentpunkte (ab 29.7.2014: neun Prozentpunkte*) über dem Basiszinssatz. 

 

Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um die Prozent-

punkte, um welche die Bezugsgröße seit der letzten Veränderung des Basiszinssatzes gestie-

gen oder gefallen ist. Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste Hauptrefinanzierungsopera-

tion der Europäischen Zentralbank vor dem ersten Kalendertag des betreffenden Halbjahres. 

 

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze ab 1.7.2012: 
Zeitraum Basiszinssatz Verzugszinssatz Verzugszinssatz für 

Rechtsgeschäfte ohne 

Verbraucherbeteiligung 

1.7. bis 31.12.2012 0,12 % 5,12 % 8,12 % 

1.1. bis 30.6.2013 -0,13 % 4,87 % 7,87 % 

1.7. bis 31.12.2013 -0,38 % 4,62 % 7,62 % 

1.1. bis 30.6.2014 -0,63 % 4,37 % 7,37 % 

1.7. bis 28.7.2014 -0,73 % 4,27 % 7,27 % 

29.7. bis 31.12.2014 -0,73 % 4,27 % 8,27 % 

1.1. bis 30.6.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %* 

 
*Im Geschäftsverkehr, d. h. bei allen Geschäften zwischen Unternehmen, die seit dem 29.7.2014 geschlossen wurden 

(und bei bereits zuvor bestehenden Dauerschuldverhältnissen, wenn die Gegenleistung nach dem 30.6.2016 erbracht wird), 

gelten neue Regelungen. 

Die wichtigsten Regelungen im Überblick: 

 Vertragliche Vereinbarung von Zahlungsfristen ist grundsätzlich nur noch bis maximal 60 Kalendertage (bei öffentli-
chen Stellen als Zahlungspflichtige maximal 30 Tage) möglich. 

 Die Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der Gegenleistung. 

 Erhöhung des Verzugszinssatzes von acht auf neun Prozentpunkte über dem jeweiligen Basiszinssatz. 

 Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem Tag nach deren Ende, ansonsten 30 Tage 
nach Rechnungszugang bzw. 30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder Dienstleistungsempfangs. 

 Mahnung ist entbehrlich: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort Verzugszinsen verlangen, sofern er seinen 

Teil des Vertrags erfüllt hat, er den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und der Schuldner für den Zahlungs-

verzug verantwortlich ist. 

 Einführung eines pauschalen Schadenersatzanspruchs in Höhe von 40 € für Verwaltungskosten und interne Kos-

ten des Gläubigers, die in Folge des Zahlungsverzugs entstanden sind (unabhängig von Verzugszinsen und vom Ersatz ex-

terner Beitreibungskosten). 

 Abnahme- oder Überprüfungsverfahren hinsichtlich einer Ware oder Dienstleistung darf grundsätzlich nur noch 
maximal 30 Tage dauern. 

 

 

Kein Verfall des gesetzlichen Mindesturlaubsanspruchs wegen Krankheit am Jahresen-

de 

Wenn in einem Tarifvertrag geregelt ist, dass der nicht gewährte Urlaub auf das nächste Jahr 

nur übertragen werden kann, wenn die Gewährung aus außergewöhnlichen betrieblichen 

Gründen bis zum Ablauf des alten Urlaubsjahres nicht möglich war, so ist dies insofern un-

wirksam, als dadurch der gesetzliche Urlaubsanspruch von 24 Werktagen trotz der Unmög-

lichkeit der Inanspruchnahme wegen Krankheit am Jahresende zum Erlöschen gebracht wer-

den soll. Dies hat das Bundesarbeitsgericht entschieden. 
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Eine Bäckereifachverkäuferin hatte nach dem betreffenden Manteltarifvertrag im Jahre 2010 

einen Urlaubsanspruch von 27 Werktagen. Davon nahm sie 16 Tage in Anspruch. Zum Jah-

resende erkrankte sie und hatte deshalb keine Gelegenheit, im Urlaubsjahr weiteren Urlaub 

zu nehmen. Betriebliche Gründe standen der Urlaubsgewährung nicht entgegen. Die Verkäu-

ferin verlangte, dass 11 Resturlaubstage in das Jahr 2011 übertragen würden. Das Arbeitsge-

richt und das Landesarbeitsgericht wiesen die Klage unter Hinweis auf den Manteltarifvertrag 

ab, erst vor dem Bundesarbeitsgericht erhielt die Verkäuferin überwiegend Recht. 

 

Zwar wurden ihr nicht die 11 Werktage gutgeschrieben, die sich nach dem Manteltarifver-

trag errechneten, wohl aber die acht Werktage, die ihr als weiterer gesetzlicher Mindestur-

laub für das Jahr 2010 zustanden. Insoweit verstoße die tarifvertragliche Ausschlussklausel 

nämlich gegen gesetzliche Vorschriften. 

 

 

Öffentlicher Dienst: Umfang des Anspruchs auf bezahlte Freistellung zur Pflege er-

krankter Kinder 

Bedienstete der öffentlichen Hand, die nicht gesetzlich krankenversichert sind, haben einen 

Anspruch darauf, zur Pflege eines schwer erkrankten eigenen Kindes unter zwölf Jahren bis 

zu vier Arbeitstage im Kalenderjahr unter Fortzahlung des Entgelts von der Arbeit freige-

stellt zu werden, sofern eine andere Person zur Pflege oder Betreuung nicht sofort zur Ver-

fügung steht und die Notwendigkeit ihrer Anwesenheit zur vorläufigen Pflege ärztlich be-

scheinigt wird. 

 

Wenn ein öffentlich Bediensteter mehrere Kinder hat, kann sich dies auf fünf Tage erhöhen. 
Dies hat das Bundesarbeitsgericht entschieden. 

 

Nachdem eine öffentlich Bedienstete bereits an vier Arbeitstagen wegen einer Erkrankung 

ihres Sohnes freigestellt worden war, beantragte sie im selben Kalenderjahr weitere vier 

Arbeitstage bezahlte Freistellung wegen einer Erkrankung ihrer Tochter. Der öffentliche 

Arbeitgeber lehnte die Bezahlung ab und berief sich darauf, dass nach der oben beschriebe-

nen Regelung auch bei mehreren Kindern nur einmal vier Arbeitstage von der öffentlich Be-

diensteten in Anspruch genommen werden könnten. Dies sah das Bundesarbeitsgericht an-

ders: Die oben genannte Regelung begrenze den Anspruch auf bezahlte Freistellung bei Er-

krankung mehrerer Kinder nicht auf höchstens vier Tage. Dies ergebe die Auslegung des 

Tarifvertrags. Es sei lediglich die tarifvertraglich geregelte Gesamtbelastungsobergrenze von 

fünf Arbeitstagen im Kalenderjahr zu berücksichtigen. Die öffentlich Bedienstete hatte dem-

nach noch Anspruch auf Bezahlung eines weiteren Arbeitstages. 

 

 

Sittenwidrige Lohnvereinbarung mit „Hartz-IV“-Empfängern 

Folgender Fall ereignete sich vor Inkrafttreten des Mindestlohngesetzes: Ein Rechtsanwalt 

beschäftigte zwei Empfänger von Sozialleistungen mit Bürohilfstätigkeiten in seiner Kanzlei 

und zahlte ihnen Stundenlöhne von 1,53 € bzw. 1,64 €. Dies war sittenwidrig, wie jetzt das 

Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg entschied. Es verurteilte den Rechtsanwalt, dem 

Jobcenter, welches den zwei Bürokräften ihre Löhne mit „Hartz-IV“-Mitteln aufgestockt hat-

te, die aufgestockten Beträge, insgesamt rund 3.400,00 €, zu erstatten. 
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Die Vereinbarung eines Stundenlohns von weniger als 2,00 Euro sei regelmäßig sittenwidrig 

und damit rechtsunwirksam, wenn die Vergütung mehr als 50 % hinter der üblichen Vergü-

tung zurückbleibe. Es liege dann ein besonders grobes Missverhältnis zwischen der Leistung 

des Arbeitnehmers und der Gegenleistung des Arbeitgebers vor, das den Schluss auf eine 

verwerfliche Gesinnung des Arbeitgebers erlaube. Die Arbeitsleistungen der Bürohilfskräfte 

seien im vorliegenden Fall für den Rechtsanwalt von wirtschaftlichem Wert gewesen; sie 

hätten ansonsten von ihm selbst oder seinen fest angestellten Mitarbeitern ausgeführt wer-

den müssen. Es entlaste den Rechtsanwalt nicht, dass er den Bürohilfskräften eine Hinzuver-

dienstmöglichkeit habe einräumen wollen, denn dies berechtige ihn nicht, Arbeitsleistungen 

in einem Umfang abzufordern, der zu einem so geringen Stundenlohn führe. 

 

 

Beibehaltung des Wohnsitzes im Inland bei mehrjährigem Auslandsstudium 

Voraussetzung für einen Kindergeldanspruch ist u. a. ein Wohnsitz oder gewöhnlicher Auf-

enthalt im Inland. Absolviert ein Kind ein Studium im Ausland, kann man nicht ohne weiteres 

von der Beibehaltung des Inlandswohnsitzes ausgehen. 

 

Steht die elterliche Wohnung dem Kind weiterhin zur Verfügung und nutzt das Kind diese 

Wohnung zumindest überwiegend in den ausbildungsfreien Zeiten, sind die Voraussetzungen 

für einen Inlandswohnsitz gegeben. Dagegen reichen kurze Besuche bei den Eltern regelmä-

ßig nicht aus. Dies ist z. B. dann der Fall, wenn sich das Kind nur zwei bis drei Wochen im 

Jahr besuchsweise dort aufhält. (Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

 

 
Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte bei den Gewinneinkünften 

Auch regelmäßige Fahrten eines Betriebsinhabers zwischen seinem häuslichen Büro und dem 

Sitz seines einzigen Auftraggebers stellen Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte dar. 

In solchen Fällen werden die Fahrtkosten im Rahmen der Entfernungspauschale berücksich-

tigt. Auf die Höhe der tatsächlichen Fahrtkosten kommt es nicht an. 

 

Bei einem im Wege eines Dienstvertrags tätigen Unternehmer, der nicht über eine eigene 

Betriebsstätte verfügt, ist der Ort als Betriebsstätte anzusehen, an dem er die geschuldete 

Leistung zu erbringen hat. Dies wird in der Regel der Betrieb des Auftraggebers sein. 

 

Für Betriebsinhaber, die nur einen Auftraggeber haben und für ihre regelmäßigen Fahrten 

einen Pkw nutzen, bedeutet die Entscheidung für die Zeit bis einschließlich 2013 eine Ein-

schränkung der Abzugsmöglichkeiten im Vergleich zu Arbeitnehmern, weil die tatsächlichen 

Pkw-Kosten die Entfernungspauschale übersteigen. (Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

 

 

Balkon-Raucher müssen auf Nachbarn Rücksicht nehmen 

Raucher können verpflichtet werden, nur zu bestimmten Zeiten auf dem Balkon zu rauchen. 

Diese Einschränkung ist bei einer wesentlichen Geruchsbelästigung möglich, hat der Bundes-

gerichtshof entschieden. 

 

Zu entscheiden hatte das Gericht einen Streit zwischen Mietern, die in über- bzw. unterei-

nander gelegenen Wohnungen eines Mehrfamilienhauses wohnten. Die Nichtraucher fühlten 
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sich vom heraufziehenden Geruch gestört und befürchteten Gesundheitsschäden durch das 

Passivrauchen. Sie verlangten, dass den Nachbarn das Rauchen zu festgelegten Zeiten auf 

dem Balkon untersagt wurde. 

 

Nach Auffassung der Richter können nichtrauchende Nachbarn grundsätzlich einen Unterlas-

sungsanspruch gegenüber dem rauchenden Nachbarn haben. Dieser Abwehranspruch be-

steht aber nur dann, wenn die mit dem Tabakrauch verbundenen Beeinträchtigungen objek-

tiv als wesentliche Beeinträchtigung zu werten sind. Bei unwesentlichen Gesundheitsbelästi-

gungen kommen Abwehransprüche nur in Betracht, wenn Gesundheitsgefahren für die nicht-

rauchenden Nachbarn drohen. Aber auch bei einer wesentlichen Beeinträchtigung der 

Nachbarn kann das Rauchen nicht uneingeschränkt verboten werden. Nach dem Gebot der 

gegenseitigen Rücksichtnahme müsse eine Regelung nach Zeitabschnitten gefunden werden. 

Folglich müssten für den Nichtraucher Zeiten gefunden werden, in denen er seinen Balkon 

unbeeinträchtigt nutzen kann. Im Gegenzug müsste es für den rauchenden Nachbarn Zeiten 

geben, in denen er auf dem Balkon rauchen darf. Das Gericht verwies den Rechtsstreit an 

die Vorinstanz zur weiteren Sachaufklärung zurück, die nun unter Beachtung der höchstrich-

terlichen Rechtsauffassung neu zu entscheiden hat. 

 

 

Unterschiedliche Umsatzsteuersätze für Bücher und Hörbücher können unionsrecht-

lich zulässig sein 

Das Recht der Europäischen Union verbietet es den Mitgliedstaaten nicht, für die Lieferung 

von gedruckten Büchern und sog. Hörbüchern oder E-Büchern unterschiedliche Umsatz-

steuersätze vorzusehen. Dies hat der Gerichtshof der Europäischen Union entschieden. Vo-
raussetzung ist allerdings, dass es sich nach Sicht des Durchschnittsverbrauchers um ver-

schiedenartige Leistungen handelt. Dies müssen die nationalen Gerichte prüfen. Unterschied-

liche Steuersätze sind dann nicht gerechtfertigt, wenn es dem Verbraucher vor allem auf den 

gleichartigen Inhalt der Bücher unabhängig von ihrem Trägermaterial oder ihren Eigenschaf-

ten ankommt. 

 

In Deutschland gilt ab 1.1.2015 für die Lieferung von gedruckten Büchern und Hörbüchern 

(unabhängig davon, ob diese auch in gedruckter Form erscheinen) einheitlich der ermäßigte 

Umsatzsteuersatz von 7 %, der bisher nur für gedruckte Bücher galt. Demgegenüber unter-

liegen das Herunterladen von Hörbüchern aus dem Internet und sog. E-Bücher dem vollen 

Steuersatz. 

 

Ob die in Deutschland geltende Differenzierung unionsrechtlich zulässig ist, kann bezweifelt 

werden. Es sprechen gute Gründe dafür, dass es dem Durchschnittsverbraucher nur auf den 

Inhalt ankommt und nicht auf die Art des Zugangs zu diesem. 

 

 

Vorsteuerabzug bei Totalverlust der Rechnungen 

Ein Unternehmer kann sein Recht auf Vorsteuerabzug erst dann ausüben, wenn er im Besitz 

einer ordnungsgemäßen Rechnung ist. Er trägt die Darlegungs- und Feststellungslast, muss 

bei Verlust der Rechnung also nachweisen, dass er Leistungen von einem Unternehmer für 

sein Unternehmen bezogen hat und eine ordnungsgemäße Rechnung in Besitz hatte. Dafür 

stehen ihm alle nach der Finanzgerichtsordnung verfahrensrechtlich zulässigen Beweismittel 
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offen (z. B. Kopien oder Zeugen). Ein Beweisantrag auf Vernehmung von Zeugen ist nur dann 

hinreichend substantiiert, wenn er sich auf das Vorliegen einer Originalrechnung für eine 

konkret bezeichnete Eingangsleistung bezieht. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

 

 

Abgabe von verschreibungspflichtigen Arzneimitteln ohne Rezept nur ausnahmsweise 

möglich 

Die Abgabe eines verschreibungspflichtigen Medikaments durch einen Apotheker ohne Vor-

lage eines Rezepts ist auch wettbewerbsrechtlich unzulässig. Das hat der Bundesgerichtshof 

entschieden. Nach dem Arzneimittelgesetz dürfen verschreibungspflichtige Medikamente 

nicht ohne ärztliche Verordnung abgegeben werden. In dringenden Fällen reicht es aus-

nahmsweise aus, wenn der behandelnde Arzt aufgrund eigener vorheriger Diagnose eine 

Therapieentscheidung trifft und den Apotheker telefonisch über die Verschreibung unter-

richtet. Ein solcher Ausnahmefall liegt allerdings nicht vor, wenn ein Apotheker einen Arzt 

zu einer Verschreibung für einen dem Arzt unbekannten Patienten bewegt und keine akute 

Gesundheitsgefährdung besteht. 

 

Ein Verstoß gegen die Verschreibungspflicht als eine das Marktverhalten regelnde Vorschrift, 

die den Schutz der Gesundheit der Bevölkerung bezweckt, beeinträchtigt nach Auffassung 

des Gerichts stets spürbar Verbraucherinteressen. 

 

 

Hotelbuchungsportale: Bestpreisklauseln unzulässig 
So genannte Bestpreisklauseln, nach denen sich Hotels verpflichten, einem Buchungsportal 

grundsätzlich die günstigsten Zimmerpreise zur Verfügung zu stellen und garantieren, dass 

das Portal immer mindestens die gleichgünstigen Preise erhält, die das Hotel auf anderen 

Buchungs- und Reiseplattformen im Internet oder auf der hoteleigenen Homepage anbietet 

oder anbieten lässt, sind unzulässig. 

 

Das hat das Oberlandesgericht Düsseldorf im Fall eines Hotelportals mit einem Marktanteil 

von mehr als 30 % entschieden. Nach Auffassung des Gerichts sind solche Bestpreisklauseln 

wettbewerbswidrig, weil Hotelunternehmen dadurch gehindert werden, ihre Hotelzimmer-

preise und sonstige Konditionen gegenüber den verschiedenen Portalen sowie im Eigenver-

trieb unterschiedlich festzulegen. 

 

 

Krankentagegeldversicherung: Anpassungsklausel bei sinkendem Nettoeinkommen des 

Versicherten unwirksam 

In einem vom Oberlandesgericht Karlsruhe entschiedenen Fall schloss ein selbstständiger 

Handwerker im Jahr 2006 eine Krankentagegeldversicherung mit einem Tagegeld von 100,00 

€ ab, was seinem damaligen Nettoeinkommen entsprach. Im Jahr 2012 teilte der Versicherer 

dem Handwerker, der mittlerweile weniger verdiente, unter Hinweis auf die vereinbarten 

Versicherungsbedingungen mit, dass das Tagegeld bei entsprechend geminderter Prämienhö-

he nur noch 62,00 € betrage. 
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Das Gericht erklärte die Herabsetzungsklausel in den Versicherungsbedingungen für unwirk-

sam. Durch die einseitige Herabsetzungsmöglichkeit sei für den Versicherten kein ausrei-

chender Schutz mehr gegen krankheitsbedingte Einkommensverluste gegeben, die Entwick-

lung seines Versicherungsschutzes sei für ihn nicht mehr absehbar. Auch stehe dem kein aus-

reichender Anspruch des Versicherungsnehmers gegenüber, bei steigendem Nettoeinkom-

men eine Erhöhung des Krankentagegeldanspruchs herbeizuführen. 

 


